
Suchergebnisse: Fortschritt

1140 – Das umfangreiche Imperium der Tempel-Ordensritter

Paris * Die Templer besitzen ausgedehnte Ländereien in Frankreich, England, Schottland,

Spanien, Portugal, Flandern, Italien, im Deutschen Reich, Ungarn und in der Levante.   

Geschenkt wird ihnen vor allem für die Ablösung von Sünden sowie das Seelenheil des Spenders

und seiner Angehörigen. Durch Tausch, Verkauf und Erwerb optimieren die Templer die

Ertragslage ihrer Schenkungen zu wirtschaftlich lukrativen Gebilden. Da ihre Besitzungen hohe

Renditen erwirtschaften, fließen dem Ritterorden daraus reichliches Einkommen zu. Viele ihrer

landwirtschaftlichen Gründe haben sie verpachtet.    Nur wenn sich die Ertragslage der Böden

wirklich rentiert, dann bearbeiten sie diese auch in Eigenbewirtschaftung. Dafür holen sie sich

eigens qualifizierte Spezialisten. In Spanien und auf den Balearen beschäftigen die

Tempelherren dafür sogar geschickte Muslime.        Durch ihren Kontakt zur jüdischen und

islamischen Welt sind die Tempelherren recht weltoffen und für neue Wissenschaften und Ideen

empfänglich geworden. Der Orden besitzt die fortschrittlichste Technologie der Zeit: im Bereich

der Landwirtschaft, des Vermessungswesens, des Straßenbaus und der Schifffahrt.   Die

Templer veranlassen die Bewässerung des Rio-Cinca-Tales in Aragón, den Bau eines

Mühlensystems an der Aude und die Einführung des vierjährigen Fruchtwechsels in der

Normandie. Mit Mühlen lässt sich ebenso viel Geld verdienen wie mit dem Weinanbau in

Portugal. Der Wein wird bis nach England verkauft.   Auch die Templer-Schiffe bringen einen

erheblichen Gewinn. Den Ordensrittern gehören eigene Häfen, Werften und Schiffe. Sie sind die

Ersten in Europa, die mit einem Magnetkompass ausgestattet sind.   Selbst die der europäischen

weit überlegene arabische Medizin ist den Templern nicht fremd. In den Krankenhäusern des

Ordens kommen moderne Prinzipien wie Hygiene und Sauberkeit zum Tragen und sogar das

Wissen um die antibiotische Wirkung von bestimmten Pilzen ist vorhanden.   Die

Tempelherren sind also keineswegs reine Haudraufs. Neben ihren kriegerischen, politischen und

wirtschaftlichen Aktivitäten betreiben sie auch noch Geldgeschäfte. Sie sind die einzigen

Christen, die aufgrund eines weiteren päpstlichen Privilegs Geld gegen Zinsen verleihen dürfen.

Dadurch können sie einen gewaltigen Reichtum anhäufen.   Und da, um seine Wertgegenstände

aufzubewahren, nichts so sicher und unverletzlich ist wie ein gottgeweihtes Haus und nichts mehr

Vertrauen erweckt als die Templer-Burgen, die von hohen Mauern geschützt, von

Ritter-Mönchen verteidigt vor jedem Angriff sicher scheinen, dienen diese bald als Tresore für

Kostbarkeiten von weltlichen und geistlichen Herren. Sie werden zu Depots für Wertgegenstände,

Schmuck und Geld, die den Grundstock des immer noch gesuchten Templerschatzes bilden.  

Die Templer verwalten die Depots ihrer Kunden, die damit über ein laufendes Konto verfügen. Sie
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können Geld abheben, Zahlungen durch einen simplen Brief an den Schatzmeister entrichten und

erhalten darüber hinaus drei Mal jährlich einen Kontoauszug zugeschickt.   Zu jedem

trogähnlichen Geldschrank gibt es, ähnlich wie bei den heutigen Bankschließfächern, zwei

verschiedene Schlüssel. Je einen für den Hüter der kirchlichen Kostbarkeiten und dem

Depotinhaber. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Depots der Templer absolut sicher, da

geldgierige Herrscher nur ganz selten ihre Finger nach ihnen ausstrecken.   So können sich die

Niederlassungen der Templer in Europa und im Nahen Osten zu Zentren des

Finanzwesens entwickeln und das Pariser Ordenshaus, der Temple, zum europäischen

Finanzzentrum. Der König von Frankreich vertraut beispielsweise im 13. Jahrhundert seine

Kronjuwelen der Obhut der Pariser Templer an.   Die Finanzspezialisten der Tempelherren führen

bald fortschrittliche Techniken im Kreditwesen und in der Buchführung ein. Sie entwickeln den

bargeldlosen Zahlungsverkehr und führen den Wechselbrief und den Scheck in Europa ein.   Wer

also in einem Ordenshaus eine Summe einzahlt, kann sie nach Vorlage der Kassenanweisung in

einer weit entfernten Komturei wieder in Empfang nehmen. Der Orden kassiert dafür lediglich

Gebühren und verdient an den Zinsen. Doch wird dadurch der risikoreiche Transfer von

Münzgeld fast völlig entbehrlich.   Neben der einfachen Vermögensverwaltung für Dritte betreibt

der Templer-Orden auch Geldleihe, wodurch er die eigenen Gelder und die ihnen durch Dritte

anvertrauten Einlagen arbeiten lässt. Alle Klöster und Konvente fungieren deshalb als Leihkasse. 

 An Bauern verleihen die Templer kleinere Summen, damit diese einen Engpass überbrücken

können, Kaufleuten geben sie größere Kredite. Als Sicherheit ziehen sie Grundbesitz heran. Gibt

es bei der Rückzahlung des Kredits Probleme, dann halten sie sich an den Ländereien des

Schuldners schadlos.   Zwar passen die Finanzaktivitäten des Templer-Ordens nicht zu ihrer

religiösen Berufung, es ist aber die allgemein den Ritterorden aufgetragene Mission, die sie auch

in diesem Bereich tätig werden lassen. Auch die Johanniter, der Deutsche Orden und selbst die

traditionellen Mönchsorden betätigen sich ähnlich, allerdings auf einer wesentlich niedrigeren

Stufe.   Um im Orient überleben zu können, muss der Templer-Orden über umfangreiche

Finanzmittel verfügen und all seine Einkünfte weitestgehend in Geld verwandeln. Sie kaufen dazu

auf Märkten und Messen möglichst viele Rechte und Monopole, die ihnen wiederum Einnahmen

sichern.   So wird zum Beispiel das ausschließliche Wiegerecht, das der Orden vom Grafen der

Champagne erwirbt, sehr zu Ungunsten der dort ansässigen Bürger vereinnahmt. Von dem

eingenommenen und erwirtschafteten Verdienst gehen anfangs ein Drittel an die Häuser im

Orient. Später werden die Abgaben auf ein Zehntel reduziert.   Aus abendländischer Sicht

entsteht immer wieder der Eindruck, als hätten die Männer und Frauen aus dem Westen die

Kultur in den Nahen Osten gebracht. Genau das Gegenteil ist richtig. Die arabischen Reiche sind

den Christen nicht nur militärisch, sondern auch in ihrer Kultur weit überlegen. Dort im Osten ist

das geistige Erbe der Griechen und Römer bewahrt und weiterentwickelt worden. Geniale

Mathematiker und Astronomen sowie geschickte Kaufleute kommen von dort her.   Die Araber
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haben ein Zahlensystem entwickelt: die arabischen Ziffern, die wir heute noch verwenden. Eine

der wesentlichen Neuerungen besteht darin, dass es für „nichts“ ein eigenes Zeichen gibt: die

Null. Diese macht das Multiplizieren und das Bruchrechnen viel einfacher und erlaubt die

einprägsame Darstellung des Dezimalsystems. Und genau dieses System lernen die Christen,

allen voran die Tempelherren, zur Zeit der Kreuzzüge kennen. Die arabischen Ziffern ersetzen

die bisher üblichen römischen.   Da die Kaufleute nun einfacher rechnen können, rechnen sie

auch besser und erhalten damit ein genaueres Bild über den Verlauf ihrer Geschäfte.

1276 – Das Augsburger Stadtrecht und die Prostitution

Augsburg * Das Augsburger Stadtrecht unterstellt die „varnden freulin“ der Rechtsaufsicht des

Henkers.         Dieser Schritt bedeutet einerseits, dass sich die Reichsstadt Augsburg mit der

ständigen Anwesenheit der Prostituierten abgefunden hat und     andererseits sind die

Augsburger Dirnen - welch ein Fortschritt - nicht mehr rechtlos, sondern einem

Sonderrecht unterworfen und     können sich bei Willkürentscheidungen des Henkers an den

Vogt als Schiedsinstanz wenden. 

Oktober 1742 – Die Michaelskirche erhält ihr Dach

Berg am Laim * Der Bau der Michaelskirche in Berg am Laim schreitet kontinuierlich voran. Der

Baufortschritt ermöglicht es, das Dach einzudecken.

1760 – Öffentliche Kunst für alle: Von Mannheim nach München

Mannheim * Im zwischen 1751 und 1760 neu errichteten Ostflügel des Mannheimer Schloss

können Besucher neben der Bibliothek und weiteren Bildungseinrichtungen auch eine

Gemäldesammlung frei besichtigen. Mit dieser öffentlich zugänglichen Galerie setzt der dort

regierende Kurfürst Carl Theodor ein fortschrittliches Zeichen.  Nach seinem Amtsantritt als

pfalz-baierischer Kurfürst führt er dieses Konzept auch in München ein und macht Kunst damit

einem breiteren Publikum zugänglich. 

1770 – Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas studiert in Straßburg

Straßburg * Bis 1776 studiert Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas in Straßburg

Münchner Zeitensprünge Seite 3/19



Jurisprudenz und hört Öffentliches Recht bei Christoph Wilhelm von Koch.     Dieser lehrt, dass

„die Ordnung mit modernen Methoden erhalten, aber im Geist des Rationalismus gestaltet

werden muss. Dies sollt durch einen ‚aufgeklärten Absolutismus‘ geschehen, der von oben für

alle den Fortschritt und für jeden das Glück zu verordnen habe“.       Die Ansicht, dass dem Staat

die Hoheit über die Kirche zusteht, gefällt dem jungen Montgelas ganz besonders. 

4. Juli 1776 – Die europäische Aufklärung will den Menschen befreien

München * Freiherr Maximilian von Montgelas erfährt seine politische Prägung in der Zeit der

Aufklärung, die der Philosoph Immanuel Kant als den Ausgang des Menschen aus seiner

Unmündigkeit beschreibt.    Die europäische Aufklärung will den Menschen emanzipieren und ihn

von den geistigen und gesellschaftlichen, den kirchlichen und staatlichen Zwängen befreien. Ihre

Philosophen und Publizisten sprechen dem Menschen eine gottgegebene Würde und natürliche

Rechte zu: So auch das Recht, kraft seiner Vernunft und Dank seiner Erfahrung sein Leben zu

gestalten.     Außerdem soll der freie Mensch sich mit seinesgleichen zusammentun und die alten

Gewalten - Monarchie und Aristokratie - in die Schranken weisen, wenn nicht sogar

beseitigen. Die befreiten Menschen sollen eine neue Gesellschaft bilden und einen neuen

Staat gründen, welcher die Selbstverwirklichung jedes Einzelnen ermöglicht und somit dem

Fortschritt Aller dient.    In Amerika werden diese Gedanken in Taten umgesetzt, als sich am 4.

Juli 1776 die dreizehn englischen Kolonien zu „freien und unabhängigen Staaten“ erklären. Die

Grundlage bildete die Erkenntnis, dass alle Menschen gleich geschaffen, sowie von ihrem

Schöpfer mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet worden sind. Dazu gehört Leben,

Freiheit und das Streben nach Glück. Freie und gleiche Menschen wählen sich eine Regierung,

die, wenn sie nicht mehr ihre Zustimmung hat, durch eine andere ersetzt werden muss. 

1781 – Der Beginn von gesellschaftspolitischen und sozialen Umwälzungen

Königsberg * Immanuel Kant veröffentlicht seine „Kritik der reinen Vernunft“. Doch auch wenn

Immanuel Kant in seinen Aufsätzen schreibt: „Habe Mut, Dich Deines eigenen Verstandes zu

bedienen!“, so bleiben solche Gedankengänge in Europa noch lange Zeit pure Theorie. Doch

auch hier ändert die Aufklärung sowie der Fortschritt der Naturwissenschaften und der Technik -

langsam - das Weltbild.    Die Welt wird plötzlich erklärbar. Für viele Phänomene, die man zuvor

dem direkten Eingreifen Gottes zugeschrieben hat, findet man jetzt logische Erklärungen. So

macht beispielsweise die Erfindung des Blitzableiters den bislang üblichen

Wettersegen überflüssig. Damit waren die Zeiten, in denen der Blitz als Zeichen oder gar als

Strafe Gottes galten, endgültig vorbei.    Schriftsteller der Aufklärung, darunter Lorenz
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Westenrieder, versuchen die neuen Denkanstöße in zahlreichen Artikeln zu verbreitern. Sie

benutzen dazu die in dieser Zeit neu entstandenen Zeitschriften und Journale, aber auch

Flugschriften. Westenrieders Schriften widersprechen oft der Lehrmeinung der katholischen

Kirche und werden deshalb verboten.     Und selbst wenn die verbreiteten Denkansätze zum Teil

die Unterstützung des Kurfürsten finden, so sollen die Inhalte - schon aus reinen

Machterhaltungsbestrebungen heraus - kanalisiert werden. Die Gedanken der Aufklärung zu

Ende gedacht ,bedeuten diese aber auch, dass sich die Menschen früher oder später nicht mehr

in ihre Untertanenrolle fügen, sondern die Teilnahme am politischen System einfordern werden.   

 Das ist der Beginn von gesellschaftspolitischen und sozialen Umwälzungen. 

3. November 1810 – Eine Verordnung über die neuen Posttarife

München * Eine Verordnung über die neuen Posttarife bringt keine wesentlichen Fortschritte

gegenüber dem alten System. Die Berechnung der Brieftaxe erfolgt nach dem Gewicht des

Briefes und der Entfernung des Bestimmungsortes. Der billigste Brief kostet drei Kreuzer. Er darf

nicht mehr wiegen als ein halbes baierisches Lot [8,75 Gramm] und der Bestimmungsort darf

nicht weiter als sechs Meilen entfernt sein.    Für den Briefe schreibenden „Untertanen“ bedeutet

die Übernahme der Posthoheit durch die souverän gewordenen Einzelstaaten einen Rückschritt

gegenüber dem unter dem Schutz des Reiches entwickelten europäischen System der Thurn und

Taxis, da es auf der Grundfläche des aufgelösten Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation nun nicht weniger als 43 verschiedene Postanstalten gibt.    Da auch auf dem Wiener

Kongress nichts für die Wiederherstellung der Posteinheit und die Verbesserung der

Postbedingungen unternommen worden war, muss jedes Land seine Postangelegenheiten in

eigener Zuständigkeit ordnen. Den Vorschlag Bayerns, zumindest das Portosystem für das

Gebiet des Deutschen Bundes zu vereinheitlichen und das Porto - nach baierischem Muster - zu

verbilligen, lehnen die anderen Länder aber kategorisch ab.    Im Königreich Baiern, in dem

zahlreiche fränkische und schwäbische ehemalige reichsunmittelbare Gebiete aufgegangen sind,

kommt der Post eine wichtige Rolle bei der Aufgabe zu, die neubayerische Bevölkerung zu

integrieren. Ein funktionierendes Post- und Verkehrswesen ist dabei ein wichtiges Mittel der

bayerischen Regierungspolitik. Es sollen damit die Vorteile des neuen und größeren

Wirtschaftsraumes demonstriert werden und den vom neuen Staatsverband eher weniger

begeisterten Neubürgern das Königreich attraktiver machen.

1. Oktober 1813 – Das Allgemeine Strafgesetzbuch tritt in Kraft

München * Das von Anselm von Feuerbach verfasste Allgemeine Strafgesetzbuch tritt in Kraft.
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Das Gesetzeswerk gilt als fortschrittlich und wird zum Vorbild im In- und Ausland. 

21. April 1826 – Die Synagoge in der Westenriederstraße wird eingeweiht

München-Angerviertel * König Ludwig I. und Königin Therese nehmen an der Einweihung der

Münchner Synagoge in der Theaterstraße teil. Auch höchste Hof- und Staatsbeamte nehmen an

der Zeremonie teil und machen die Einweihung zu einem außergewöhnlichen gesellschaftlichen

Ereignis. Der klassizistische Synagogenbau hat 160 Männer- und Frauenplätze.   Mit der

Eröffnung des Gotteshauses erreicht die jüdische Gemeinde nach Jahrhunderten der

Rechtlosigkeit, Ausgrenzung und Verfolgung eine erste wichtige Etappe auf dem langen Weg zur

angestrebten Gleichstellung mit den christlichen Bürgerinnen und Bürgern Münchens.   Trotz

dieses Fortschritts gelten Juden weiterhin nicht als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft.

Sie unterliegen nach wie vor zahlreichen Einschränkungen – etwa im Berufsleben oder durch

Niederlassungsbeschränkungen für ihre Kinder. Zudem werden sie von den staatlichen Behörden

misstrauisch beobachtet und von vielen Mitbürgern noch immer als fremd und unerwünscht

wahrgenommen.  Das Ereignis des Tages führt auch dazu, dass die israelitische Gemeine an

hundert christliche Mitbürger je zwei Pfund Fleisch, zwei Mass Bier und Brot spendet. 

20. Februar 1831 – Teilnahme an der Ständeversammlung verweigert

München-Kreuzviertel * Die zweite Ständeversammlung&nbsp;in Ludwigs I. Regierungszeit

beginnt. Die Sitzungsperiode dauert bis zum 29. Dezember 1831. &nbsp;    Die Mitglieder der

Abgeordnetenkammer&nbsp;sind im Dezember des Vorjahres neu gewählt worden. Das

Ergebnis brachte 62 Abgeordnete auf die christlich-konservative Regierungsseite und 66

Abgeordnete auf der fortschrittlich-liberale Bank der Opposition. &nbsp;    Weil der Monarch mit

dem Wahlergebnis nicht einverstanden ist, macht er von seinem ihm verfassungsgemäß

zustehenden „Ausschließungsrecht“ bei fünf zur Opposition zählenden

Abgeordneten&nbsp;Gebrauch und verweigert ihnen die Teilnahme an der

Ständeversammlung.&nbsp;

20. Januar 1849 – Ein politisches Haberfeldtreiben gegen einen fortschrittlichen Lehrer

Holzolling * In der Nacht vom 20. zum 21. Januar 1849 wird auf einer Wiese außerhalb von

Holzolling ein Haberfeldtreiben abgehalten. Die Treiben finden nun schon seit einiger Zeit aus

Sicherheitsgründen außerhalb der dörflichen Siedlungen statt. Getrieben wird  von 50 bis 60
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Haberern. Es gilt mehreren Einwohnern des Dorfes, in der Hauptsache aber dem Lehrer Franz

Xaver Bacherl.    Der Grund für das Haberfeldtreiben ist bei Franz Xaver Bacherl nicht in einer

Leichtfertigkeit zu finden, sondern ist politischer Natur und zeigt damit eine völlig neue Tendenz

weg vom Sittlichkeitstreiben. Der Lehrer Franz Xaver Bacherl       begeisterte sich für ein großes,

geeinigtes Deutschland,   hatte einen Arbeiterverein, angelehnt an den Münchner

Märzverein gegründet,   organisierte Versammlungen und hielt politische Reden.      Als der

Holzollinger Kooperator Haid gegen den Arbeiterverein von der Kanzel predigte, schrieb Bacherl

über ihn einen Artikel in der revolutionsfreundlichen, radikal-demokratischen Zeitung „Gradaus

mein deutsches Volk! * Volksblatt für uneingeschränkte Freiheit“.    Daraus ergibt sich einerseits,

dass das Haberfeldtreiben gegen Franz Xaver Bacherl von einem geistlichen Herrn forciert

worden war, und dass andererseits die Haberer wenig sorgfältig über ihr Opfer recherchierten

und wie hilflos sie im Grunde den neuen sozialen und politischen Entwicklungen gegenüber

standen. Die Haberer werfen dem Lehrer vor:        seinen schändlichen Artikel im „Gradaus“ und  

 unterstellen ihm, er hätte einen „Lumpenverein“ gegründet,   den Opferstock ausgeraubt und  

die Vorhänge aus dem Beichtstuhl gestohlen, um sich daraus einen Frack schneidern zu lassen. 

1864 – Papst Pius IX. erlässt eine Enzyklika aller zeitgenössischen Irrlehren

Rom-Vatikan * Papst Pius IX. erlässt - wieder ohne Konzil - die Enzyklika Quanta Cura, den

sogenannten „Syllabus“, der eine Aufstellung von achtig zeitgemäßen Irrlehren enthält.        Dazu

gehören nicht nur der Pantheismus, Naturalismus und Rationalismus, sondern vor allem der

Sozialismus, Kommunismus sowie irrige Anschauungen über die Natur der Ehe und das

Verhältnis von Staat und Kirche.   Verurteilt wird auch der ungezügelte Fortschrittsglaube und

der Liberalismus, der die Trennung von Staat und Religion vorsieht.    Die „Kurie“ sieht ihren

Feind in der modernen Welt. Deshalb ist sie gegen die Glaubensfreiheit, Gewissens-, Kult-,

Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit sowie die Demokratie.   Im Gegensatz dazu

verlangt der Papst im „Syllabus“ die Oberhoheit der Kirche über die staatliche Gewalt.       Auf

Kritik an der römisch-katholischen Kirche und auf Individualismus antwortet sie mit dem

Anspruch, dass nur sie selbst auf Erden die Sache Gottes „ausschließlich, alleinig und

entscheidend“ vertreten könne. Wer zu dieser Kirche nicht gehören will, der muss sie eben

verlassen.     Besonders in Deutschland entbrennt daraufhin eine Auseinandersetzung, in deren

Folge es zum sogenannten Kulturkampf kommt. 

Juli 1879 – Der Kampf für städtische Arbeitsvermittler

München * Die Polizeidirektion erlässt Vorschriften für private Stellenvermittler und
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Vermittlungsbüros der gewerblichen Verbände und Innungen, um arbeitsuchende Menschen vor

schlimmer Ausbeutung zu schützen. Es geht um überzogene Gebühren bei un­gewissen

Erfolgen.     Nach einem Bericht des Münchener Gewerkschaftsvereins aus demselben Jahr

liegen die Einschreibegebühren für die privaten Arbeitsvermittler zwischen 50 Pfennigen und

einer Mark. Nach der Vermittlung eines Arbeitsplatzes ist eine entsprechende Gebühr fällig, die

sich nach dem zu erwartenden Lohn ausrichtet. Sie beträgt, bei einem Monatsverdienst von 10

bis 50 Mark, die Hälfte bis zu einem doppelten Monatslohn. Die Vermittlungsgebühr zahlt zuerst

der Arbeitgeber, der sie dann zumeist dem Arbeitnehmer vom Lohn abzieht.     Besonders häufig

werden die im Stadtleben noch unerfahrenen Mädchen vom Land ausgenutzt, indem man ihnen

Unterkunft und Verpflegung zu überhöhten Preisen anbot. Sie müssen häufig ihre Dienstbücher

und Zeugnisse dem Arbeitsvermittler aushändigen, womit sie den unseriösen Stellenvermittlern

auf Gedeih und Verderb ausgeliefert sind. Die Mädchen vom Land können sich dadurch weder

auf eigene Faust eine Arbeit suchen, noch andere Jobvermittler beauftragen. Erst wenn ein

Arbeitsverhältnis mit einem neuen Arbeitgeber geschlossen worden ist, erhalten sie ihre

Unterlagen wieder zurück.     Da die polizeilich erlassenen Vorschriften auch in den folgenden

Jahren keine Wirkung zeigen, ist die Einrichtung von zentralen städtischen oder staatlichen

Arbeitsvermittlungen ein besonderes Anliegen der Gewerkschaften, deren Einsatz die Münchner

Stadtverwaltung letztlich zu einem fortschrittlichen Handeln bewegen wird.

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

1891 – Italienische Sammelklassen in der Haidhauser Wörthschule

München-Haidhausen * Insgesamt 80 Italiener werden in einer Sammelklasse in der Haidhauser

Wörthschule unterrichtet. „Einer allgemeinen Fortbildungsschule konnte man sie nicht zuführen,

da sie der deutschen Sprache nicht mächtig waren. Für sie bildete man eine eigene Klasse an
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der Wörthschule und erteilte ihnen abends und an Sonntagen acht Stunden wöchentlich

Unterricht.“    In München gab es - im Gegensatz zu den meisten anderen Großstädten im Reich -

diese äußerst fortschrittliche Einrichtung, in der italienisch-kundige bayerische Lehrer zwei- bis

dreimal in der Woche in den Fächern Geographie, Kalligraphie, Rechnen, Deutsch und

Religion unterrichteten.    Durch das Erlernen der deutschen Sprache sollte eine Integration

hierzulande erleichtert werden, durch das Fach Geographie, in dem ausschließlich italienische

Landeskunde gelehrt wurde, die Bindung zur Heimat gewahrt bleiben.  Da ein Mann in Italien erst

dann als vollberechtigter Staatsbürger galt, wenn er vor einem Notar seinen Namen schreiben

konnte, war der Schreibunterricht für eine Wiedereingliederung in der Heimat von besonders

großer Wichtigkeit.    Da die Schule von den weit außerhalb gelegenen Ziegeleien jedoch oft nur

in mehrstündigen Fußmärschen zu erreichen war, und auch die Akkordanten nicht einmal für die

Zeit der Schulstunden auf ihre billigsten Arbeitskräfte verzichten wollten, konnte nur eine

begrenzte Anzahl der italienischen Kinder die Schule an der Wörthstraße besuchen.

2. November 1895 – Das Konkursverfahren gegen die Firma Hildebrand & Wolfmüller beginnt

München * Das Konkursverfahren vor dem Königlichen Amtsgericht München I gegen die Firma

Hildebrand & Wolfmüller wird eröffnet. Wie viele Motorräder wirklich produziert worden sind, lässt

sich nicht mehr bestimmen; es waren aber kaum mehr als einhundert.    Was war geschehen und

warum wurde der kometengleiche Aufstieg der Firma so jäh wieder beendet? Denn immerhin

erreichte das Auftragsvolumen nur wenige Wochen nach der Firmengründung zwei Millionen

Reichsmark, was die Unternehmer in die Lage versetzte, ihre Motorräder für einen Stückpreis von

650 Mark an die Händler abzugeben.    Alois Wolfmüller und Heinrich Hildebrand wagten sich zu

früh an die Öffentlichkeit. Der Konstrukteur musste sich - wie sein Geldgeber - um die Produktion

kümmern, und fand schon deshalb keine Zeit, sich um die Verbesserung seiner sonst so

fortschrittlichen Erfindung zu kümmern.    Das Grundproblem des Hildebrand &

Wolfmüller-Motorrades war die ungenügende Funktion der Zündung. Das Anlassen der

H&W-Maschine - ohne Kickstarter und ohne Batterie - war laut der Beschreibung für das

Motorrad für einen Geübten in drei bis fünf Minuten zu bewerkstelligen. Heute wissen wir

allerdings, dass der Vorwärm-Mechanismus - ähnlich wie bei Dieselfahrzeugen - viel

Fingerspitzengefühl erforderte und sicherlich 13 bis 15 Minuten dauerte - oder gar nicht gelang.

Die Unzufriedenheit der Kunden war also vorhersehbar und der Konkurs der Münchener Firma

damit unabwendbar.    Auch sonst war man bei diesem Pionierstück der Motorrad-

Geschichte noch von vielen heute üblichen Lösungen weit entfernt. Beim Betrachten des

H&W-Motorrades fällt sofort der an ein Lokomotivengestänge erinnernde Antrieb auf. Über zwei

lange Pleuelstangen wurde die Kraft der beiden Kolben - wie bei einer Dampfmaschine - direkt
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auf das Hinterrad des H&W-Motorrades übertragen. Der gravierende Unterschied lag im Antrieb,

der bei dem Motorrad über einen Benzinmotor erfolgte.    Da bei einem Benzinmotor die Kraft

durch die Explosion eines Gasgemisches erfolgt, war ohne Kupplung und Getriebe ein

gefühlvolles und ruckfreies Anfahren überhaupt nicht möglich. Die mit einem für heutige

Verhältnisse außergewöhnlich hohen Hubraum von 1.530 cm³ ausgestattete Maschine wurde bei

jeder Zündung um 1½ Meter nach vorne „geworfen“. Um den Vorwärtsdrang dieses

Hubraumriesen etwas geschmeidiger zu gestalten, kamen zwei starke Gummibänder zum

Einsatz, die beidseitig am Motorrad angebracht wurden, einen Teil der Energie speicherten und

diese dann während der Rückhubphase des Kolbens abgaben.    Um mit dem

H&W-Motorrad überhaupt in Fahrt zu kommen, musste der Fahrer - auf dem Sattel sitzend -

beidseitig mit den Beinen so lange anschieben, bis der 2,5-PS-Motor seine Arbeit aufnahm, um in

den Stillstand zu kommen, der Motor sogar „abgewürgt“ werden.    Die einzige Bremse des

Fahrzeugs bestand aus zwei Holzklötzen, die direkt auf die Lauffläche drückten. Dennoch konnte

mit dem Motorrad eine Geschwindigkeit von dreißig bis vierzig Kilometern in der Stunde erreicht

werden. Sonderanfertigungen brachten es sogar auf neunzig Stundenkilometern.    Aus dieser -

bei Weitem nicht vollständigen - Funktionsbeschreibung geht eindeutig hervor, dass die richtige

Bedienung des Hildebrand & Wolfmüller-Motorrades durch einen Laien kaum zu bewerkstelligen

war. Und genau das war auch der Grund, weshalb die H&W als Serien-Motorrad nicht erfolgreich

war.

11. Juni 1898 – Der Prinzregent eröffnet die II. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung

München-Isarvorstadt * Am Samstag, dem 11. Juni 1898, eröffnet Prinzregent Luitpold die II.

Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung 1898 auf der Kohleninsel, die auch „zu etwas anderem

gut sei als zu schmutzigen Schuppen, nächtlichem Aufenthalt lichtscheuen Gesindels und ab und

zu einer verschwiegenen Mord- oder Gewalttat“. München ist damit Gastgeber eines der

bedeutendsten technischen Ereignisse des ausgehenden 19. Jahrhunderts.     Die Ausstellung ist

als Leistungsschau konzipiert, die einem breiten Publikum die technischen Neuerungen,

industriellen Errungenschaften und den Fortschritt der Maschinenbauindustrie zugänglich

machen soll.   Sie ist sowohl für Fachbesucher, als auch für die breite Öffentlichkeit zugänglich

und stellt eine bedeutende Leistungspräsentation für moderne Technik und Industrie dieser Zeit

dar.   Dadurch wird sie zu einem Meilenstein für die Technik und zu einem Symbol des

technischen Fortschritts im Deutschen Kaiserreich.   Als ein Spiegelbild der Industrialisierung und

des Innovationsgeists der damaligen Zeit zieht die Ausstellung Ingenieure, Unternehmer,

Wissenschaftler und Technikinteressierte aus ganz Europa an.   Sie präsentiert die gesamte

Bandbreite der modernen Maschinen und Arbeitsgeräte - von Dampfmaschinen und
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Elektromotoren über Werkzeugmaschinen bis hin zu landwirtschaftlichen und industriellen

Maschinen.     Viele der vorgestellten Maschinen finden rasch Eingang in den industriellen Alltag

und tragen zur Steigerung der Produktivität und maßgeblich zur Entwicklung des Maschinenbaus

im Deutschen Kaiserreich bei. Sie bietet zudem den heimischen Unternehmen die Gelegenheit,

ihre Produkte international zu vermarkten und so die Exportwirtschaft zu stärken.   Der

Ausstellungsbau ist ein gewaltiges Gebäude im neoklassizistischen Stil mit einer imponierenden,

säulengeschmückten Eingangshalle, einem 45 Meter hohen Rundturm, dessen Aussichtsgalerie

über einen elektrischen Fahrstuhl erreicht werden kann, und weiteren

Nebengebäuden. Zusammen mit der integrierten Isarkaserne stehen rund 4.000 Quadratmeter

Ausstellungsfläche zur Verfügung.  Architektonisch folgt man zwar den großen Vorbildern der

Weltausstellungen, doch der schöne Schein ist trügerisch, denn die Bauten bestehen aus

zusammengenagelten und weiß getünchten Brettern, die Säulen und der üppige Figurenschmuck

sind lediglich Gips und Stuck - und damit nur für eine begrenzte Dauer konzipiert.   Im südlichen

Teil der Insel erreicht man über einen Park das Hauptrestaurant. Dem gegenüber befindet sich

das Automatenrestaurant, in dem man sich - eine absolute Neuheit für die Münchner - gegen

Geldeinwurf verpflegen kann. Im Park gibt es außerdem eine große Gartenschau und täglich

stattfindende Standkonzerte.  Eine weitere Attraktion der II. Kraft- und

Arbeitsmaschinen-Ausstellung ist die Wasserrutschbahn am östlichen Ufer der Kohleninsel. Für

20 Pfennige kann man von der Plattform eines Turmes - in 13 ½ Metern über dem Wasserspiegel

und auf einer schiefen Ebene von 67 Metern Länge - in zwei, auf Schienen laufenden flachen,

durch ihre eigene Schwerkraft angetriebenen Boote in die Isar hineinrutschen. Das Abenteuer ist

völlig harmlos und ohne Gefahr, und ruft sowohl bei den Teilnehmern als auch bei den

Zuschauern das „unbändigste“ Vergnügen hervor. 

1900 – Bau des Münchner Schauspielhauses 

München-Graggenau * Für das Theaterunternehmen „Münchner Schauspielhaus“ entsteht

zwischen 1900 und 1901 ein eigener Theaterbau im rückwärtigen Gartenbereich der Anwesen

Maximilianstraße 26 und 28, die zum sogenannten Riemerschmid-Block gehören. Initiator und

Bauherr ist Dr. phil. Carl Riemerschmid, Enkel des Unternehmers Anton Riemerschmid. Der

theaterbegeisterte Mäzen finanziert den Bau auf eigene Kosten und stellt ihn dem

Theaterunternehmen langfristig zur Verfügung.   Mit Planung und Ausführung wird das Münchner

Architekturbüro Heilmann & Littmann beauftragt. Max Littmann entwirft einen modernen

Theaterbau, der mit der fortschrittlichsten Bühnentechnik seiner Zeit ausgestattet wird. Die

künstlerische Gestaltung übernimmt Richard Riemerschmid. Mit seiner konsequenten

Jugendstil-Ausstattung schafft er eines der bedeutendsten Theaterinterieurs seiner Zeit.   Das
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Theater entsteht im rund 6.800 Quadratmeter großen Innenhof des Gebäudekomplexes. Die

Freiflächen dienen im Sommer als Gartenfoyer. Der Zuschauerraum umfasst 511 Parkettplätze,

152 Plätze im Rang sowie 64 Logensitze. Die auf insgesamt 727 Plätze begrenzte Kapazität

schafft eine intime Atmosphäre und stärkt die Nähe zwischen Bühne und Publikum.   Das neue

Schauspielhaus verbindet moderne Theaterarchitektur mit künstlerischem Reformanspruch und

entwickelt sich rasch zu einer der führenden Schauspielbühnen Deutschlands.

1902 – Kontroverse Diskussionen um die Hellabrunner Nietenfabrik

München-Giesing * Das Protokoll einer Sitzung des Münchner Magistrats macht deutlich, dass

die Meinungen über die Nietenfabrikanlage von Johann Feßler in Hellabrunn so kontrovers wie zu

Beginn der Planungen geführt wird.     Die industriefreundlichen Befürworter betonen, die

Fabrikanlage sei durch die Isarauen „dem Auge des Spaziergängers vollkommen entrückt“.

Außerdem habe die Stadtverwaltung absolut keine Veranlassung, der Entwicklung des Gewerbes

und der Industrie schädigende Hindernisse in den Weg zu legen, vielmehr habe sie alle Ursache,

die Entwicklung der Industrie zu fördern.   Der Gemeindebevollmächtigte Heller betont, er selbst

sei Naturfreund „und mir ist auch ein schöner Baum lieber, als ein rauchender Kamin, aber

Ausnahmen müssen in diesem Falle unbedingt bei einem so ehrenwerten Bürger Münchens

gemacht werden“.   Dagegen wendet der Gemeindebevollmächtigte Dr. Dürck ein:

„Bürgerfreundlichkeit ist eine schöne Tugend, aber der Magistrat ist nicht bürgerfreundlich, der

einem einzelnen Bürger zuliebe etwas geschehen lässt, was die Gesamtbürgerschaft auf endlose

Zeit hinaus schädigt und belästigt.“     Es entwickelt sich ein Streit zwischen fundamentalistisch

fortschrittsgläubigen und „grün-konservativen“ Stadträten. 

25. Februar 1905 – Der „Verein Zoologischer Garten“ wird gegründet

München-Graggenau * Im Ratskeller wird der „Verein Zoologischer Garten“ von einflussreichen

Honoratioren gegründet. Dringendste Aufgabe des Clubs ist es, „die erforderlichen Mittel zu

beschaffen und dann an die praktische Durchführung des Projektes heranzutreten“.   Da der

zoologische Garten in sehr fortschrittlichen Überlegungen als gemeinnütziges Unternehmen

betrachtet wird, bei dem es in erster Linie nicht um die Gewinnmaximierung gehen soll, wird - im

Gegensatz zu anderen Städten in Deutschland - auf die Gründung einer Aktiengesellschaft

verzichtet. 

17. Juli 1905 – Erneutes Wahlbündnis zwischen der SPD und dem Zentrum

Münchner Zeitensprünge Seite 12/19



Königreich Bayern * Die Landtagswahlen sind von einem erneuten und ausgeweiteten

Wahlbündnis“zwischen der SPD und dem Zentrum geprägt. Bei den Bayerischen

Landtagswahlen erhält       das Zentrum 102 (bisher 83),   die Fortschrittspartei 22 (44),   die SPD

12 (11) Mandate.      Die Liberalen setzten ihren Abstieg fort und können nur noch 22 [- 22]

Mandate erringen. Doch damit ist der Weg für eine Zweidrittelmehrheit geebnet, welche zu einer

Wahlrechtsreform benötigt wird. 

31. Mai 1907 – Ergebnis der bayerischen Landtagswahlen 1907

Königreich Bayern * Bei den bayerischen Landtagswahlen erhalten    das Zentrum 98 (- 4),  die

Fortschrittspartei 25 (- 3) und  die Sozialdemokratische Partei 20 (+ 8) Mandate.

12. Januar 1912 – Bei den Reichstagswahlen wird die SPD stärkste Fraktion

Deutsches Reich * Bei der Reichstagwahl 1912 erreicht       die Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD 34,8 Prozent der abgegebenen Stimmen und wird mit 110 Abgeordneten [+

67] zur stärksten Fraktion,   das Zentrum wird mit 91 [- 14] Abgeordneten, aber lediglich 16,4

Prozent der Stimmen zur zweitstärksten Fraktion,    die Nationalliberale Partei - NLP kommt auf

13,6 Prozent und 45 Abgeordnete [- 10],   die Fortschrittliche Volkspartei - FVP erreicht mit 12,3

Prozent 42 Abgeordnete [-7].      Die Wahlbeteiligung liegt bei 85 Prozent. Die Benachteiligung

der Sozialdemokraten kommt durch die seit dem Jahr 1871 unveränderte Wahlkreiseinteilung und

anderen Verzerrungen durch das Mehrheitswahlrecht, zum Beispiel das Dreiklassenwahlrecht in

Preußen.    Es ist die letzte Wahl, bei der die Frauen nicht stimmberechtigt sind. 

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die

Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 
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13. Juli 1917 – Der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wird gestürzt

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL und die Reichsstagsmehrheit, bestehend aus SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum, stürzen den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg. 

14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -

FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und

politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 

13. Juli 1918 – Die MSPD stimmt dem Etat zu

Berlin * Die MSPD-Fraktion stimmt im Reichstag erneut dem Etat zu, obwohl in allen

innenpolitischen Fragen, vor allem bei der preußischen Wahlrechtsreform, jeglicher Fortschritt

fehlt.    Zur Entscheidung der MSPD-Fraktion für die neuen Kredite erklärt Friedrich Ebert in

seiner Rede, dass Deutschland niemals „auf entehrende, seine politische, wirtschaftliche und

kulturelle Zukunft vernichtende oder herabdrückende Bedingungen“ eingehen wird, weshalb man

„die Mittel bewilligen [muss], die zur weiteren Verteidigung der Lebensinteressen unseres Volkes

und zur Erreichung des Friedens erforderlich sind“.    Das Parlament geht danach in die

Sommerpause. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung
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Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

27. September 1918 – Ludendorff plant die Handhabung der militärischen Niederlage

Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff beginnt die Handhabung der Niederlage zu

planen:       Die Armee muss gerettet werden - ihre Existenz und Ehre.   

Ein Waffenstillstandsgesuch muss von der Regierung ausgehen, nicht von der Obersten

Heeresleitung.   Es muss politisch motiviert sein, nicht militärisch.  

Das Waffenstillstandsgesuch sollte von jenen politischen Kräften ausgehen, die schon immer für

einen Verständigungsfrieden eingetreten sind - die Parteien der Reichstagsmehrheit (SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum).   Diese Parteien müssten entweder in die Regierung

aufgenommen werden oder selbst die Regierung bilden.   Als Anreiz für diese unattraktive

Aufgabe der Regierungsverantwortung müsste diesen Parteien der Übergang zur

parlamentarischen Regierungsform angeboten werden.   Das würde gleichzeitig die Chancen

des Waffenstillstandsgesuchs verbessern.

2. Oktober 1918 – Das OHL informiert die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen

Berlin * Der Emissär der Obersten Heeresleitung - OHL und Abgesandter des

Generalquartiermeisters Erich Ludendorffs, Major Erich von dem Bussche-Ippenburg, informiert

die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen, dass „nach menschlichem Ermessen keine Aussicht

mehr besteht, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen“.    „Die Oberste Heeresleitung sieht sich

veranlasst, Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, die

Fortsetzung des Krieges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig Stunden können die

Lage verschlechtern und den Feind unsere eigentliche Schwäche erkennen zu lassen.“     Bei

den bürgerlichen Parteien herrscht ebenso wie bei den Sozialdemokraten blankes Entsetzen und

Niedergeschlagenheit. Doch kein Sozialdemokrat, kein Zentrumsmann, kein Liberaler reißt das

Angebot des politischen Handelns an sich. Deshalb geht die Kanzlerschaft an einen adeligen,
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badischen Prinzen. 

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

11. Oktober 1918 – Forderung nach einem gerechten Wahlrecht

München * Der fortschrittliche Volksverein Münchens fordert die „Schaffung eines gerechten, die

wahren Kräfteverhältnisse wiedergebenden Wahlrechts als unerlässliche Voraussetzung für die

Bildung einer wahren Volksregierung“.
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12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

16. Oktober 1918 – Keine Hindernisse für eine fortschrittliche bayerische Verfassung

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Otto von Dandl legt in der Abgeordnetenkammer in

seiner Programmrede dar, dass die Regierung und der König einer fortschrittlichen Entwicklung

der bayerischen Verfassung keine Hindernisse in den Weg legen wollen. Der

Fraktionsvorsitzende des Zentrums, Heinrich Held, unterstützt die Reformen, wenn sie die

Monarchie erhalten und stärken. Auf die Anliegen der Beamtenschaft vom 5. Oktober geht der

Ministerpräsident mit keinem Wort ein. 

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,

dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

17. November 1918 – Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird gegründet
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München * Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird von Vertretern der früheren Fortschrittlichen

Volkspartei gegründet. Die Partei bekennt sich „freudig zum neuen freien Volksstaat; sie lehnt

jeden Versuch, das Alte wiederherzustellen, ab, verlangt aber, dass der jetzige, auf Gewalt

beruhende Zustand alsbald in einen geordneten Rechtszustand überführt werden“ muss. 

22. März 1919 – Thomas Manns Sympathie für Spartakismus und Kommunismus

München * Der Schriftsteller Thomas Mann vertraut seinem Tagebuch an: „Fortschritte des

Bolschewismus in Italien und Ungarn, deutlich als Folge der gottverlassenen Ententepolitik.

Wiederholte deutsche Versicherungen, daß man einen unmöglichen Frieden nicht unterzeichnen

werde. […]     Meine Teilnahme wächst für das, was am Spartacismus, Kommunismus,

Bolschewismus gesund, menschlich, national, anti-ententistisch, anti-politisch ist. Das Gerücht

über meinen ‚Anschluß an die U.S.P.‘ ist nicht sinnlos“. 

1982 – Die Feldmüller-Siedlung als denkmalgeschütztes Ensemble erfasst

München-Obergiesing * Die Häuser der Feldmüller-Siedlung werden als denkmalgeschütztes

Ensemble erfasst und aufgenommen.    Diese Maßnahme ist die Rettung in letzter Minute, denn

es hatten sich bereits einige Betonklötze, darunter das Kaufhaus „kepa“, später „Karstadt“, als

Fremdkörper in die Arbeitersiedlung eingenistet.  Das Kaufhaus erwarb einige historische Häuser

und benutzte sie als Lager oder ließ sie bewusst leer stehen und verkommen, um nach einem

Abbruch das Warenhaus erweitern zu können.    Bei der Feldmüller-Siedlung handelt es sich

nicht nur um ein Ensemble von interessanter städtebaulicher und siedlungsgeschichtlicher

Besonderheit, sondern auch um eines von großer sozialgeschichtlicher Bedeutung.    Die

ungewöhnlich frühe Arbeitersiedlung im Vorstadtbereich ist zu ihrem Entstehungszeitpunkt

äußerst modern und fortschrittlich und dokumentiert den sozialen Aufstieg von Tagelöhnern, die

sich aus ihren bescheidenen Zimmerunterkünften in den Herbergshäusern ins Kleineigentum

heraufgearbeitet haben.    Bebaut werden die Grundstücke mit erdgeschossigen

Satteldachhäusern, in biedermeierlicher Traufenstellung an die vorderste Baulinie gerückt und

zusammengefasst zu Zwei- und Dreispännern.  Hinterm Haus befinden sich kleine

Gartenparzellen, auf denen bald Rück- und Nebengebäude entstehen, die meist gewerblichen

Zwecken dienen. Damit wird hier in kleinem Maßstab ein Siedlungstyp vorweggenommen, der

sich im großen Umfang erst nach dem Ersten Weltkrieg entwickeln kann.    Heute ist die

Feldmüller-Siedlung die größte und bestandsmäßig am besten überlieferte Vorstadtsiedlung

Münchens aus der Mitte des 19. Jahrhunderts.
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November 1986 – Baufortschritt und juristische Aufarbeitung

Wackersdorf - Schwandorf * Während die Arbeiten auf dem WAA-Gelände fortgesetzt und die

Baustelleneinrichtungen erweitert werden, beschäftigen die zurückliegenden Proteste zunehmend

Polizei und Justiz. Gegen zahlreiche Demonstranten laufen Ermittlungs- und Strafverfahren, unter

anderem wegen Landfriedensbruchs, Sachbeschädigung, Widerstands gegen

Vollstreckungsbeamte und Körperverletzung.   Zugleich werden einzelne Vorwürfe gegen

Polizeibeamte untersucht. Sie betreffen unter anderem unverhältnismäßige Gewaltanwendung

bei Demonstrationen, Räumungen und Festnahmen. Der WAA-Konflikt verlagert sich damit

zunehmend vom Bauzaun in Polizeidienststellen, Staatsanwaltschaften und Gerichte. 
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